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Einleitung 

Die Relativität des Schuldnerverhältnisses im BGB, eine Auswirkung 
der individualistisch und liberal geprägten Rechts- und Wirtschaftsord-
nung des 19. Jahrhunderts, sowie des Grundsatzes des römischen Rechts 
„alteri stipulari nemo potest"1, mi t der Beschränkung der Vertragswir-
kungen auf Gläubiger und Schuldner (§§ 241 S. 1, 305 BGB), vernach-
lässigt die Wirkungen eines Schuldverhältnisses, die sich weit über 
Gläubiger und Schuldner hinaus erstrecken2. Sie erfassen insbesondere 
die Erfüllungsgehilfen  der Vertragsparteien, die das Gesetz weder als 
Anspruchsberechtigte noch als Haftungssubjekte aus Vertrag anerkennt3. 

Lediglich die Vertragsparteien selbst können durch einen Vertrag 
zugunsten Drit ter gem. §§ 328 ff.  BGB4 eine (begrenzte) vertragliche 
Änderung dieses Zustands bewirken. 

Der Vertrag zugunsten Drit ter wurde dann auch zum „Einfallstor" 
für die Stärkung der Rechtstellung Dritter, die von den Vertragswir-
kungen (mit) erfaßt wurden. Hierbei wurde zunächst, um den Eindruck 
der Gesetzeskonformität zu wahren, eine direkte „Anwendung" des 
§328 BGB gewählt5, ehe der Bundesgerichtshof im „Capuzol-Fall"6 

schließlich anerkannte, daß diese Dri t twirkung, die in der Zuerkennung 
eines vertraglichen Schadensersatzanspruchs des Dri t ten aus eigenem 
Recht bestand, ohne daß eine dahingehende Vereinbarung gem. § 328 
BGB vorlag7, ein eigenes Rechtsinstitut bildet, den „Vertrag mit Schutz-
wirkung für Dri t te" 8 . 

Aufbauend auf den Vertrag mit Schutzwirkung für Dritte wurden 
von der Rechtsprechung neue Drittbegünstigungen in Gestalt des Haf-
tungsausschlusses, bzw. der Haftungsbeschränkung mi t Wirkung für 

1 Digesten 45 1,38.17. 
2 Vgl. z.B. Gernhuber, Festschr. Nikisch, S. 249 ff.;  Max Weber, S. 149 ff.; 

sowie unten § 16 F 11. 
3 Zur hiervon zu unterscheidenden Berücksichtigung von Interessen Dr i t ter 

bei der Entscheidung von Streitfragen  zwischen den Vertragsparteien vgl. 
RGZ 66, 139; 115, 172; BGH NJW 1974, 602; Martens AcP 177 (1977), 113 ff.; 
Postler; M. Wolf. 

4 Vgl. zum Vertrag zugunsten Dr i t ter grundlegend Hel l wig. 
5 Vgl. unten § 16 D I I I . 
6 BGH NJW 1959, 1676; vgl. näher hierzu unten § 16 D I I 2 e. 
7 Vgl. unten § 16 D I. 
8 Ausführl ich unten § 16 D. 

2 Geissler 



18 Einlei tung 

Dritte, sowie der Verjährungseinrede mit Wirkung für Dritte geschaf-
fen9. Überraschenderweise hat diese Rechtsprechung, trotz ihrer erheb-
lichen Bedeutung für die Praxis, im Schrifttum nur mäßige Resonanz 
gefunden10. Es soll deshalb Aufgabe dieser Arbeit sein, die Dr i t twi rkung 
von Haftungsausschlüssen, bzw. Haftungsbeschränkungen und Verjäh-
rungseinreden auf eine tragfähige Basis zu stellen und ihre Einordnung 
im Gesamtgefüge der Rechtsordnung vorzunehmen. 

Da von der Rechtsprechung zur Begründung dieser Dri t twirkungen 
der Vertrag mit Schutzwirkung für Dritte benutzt wurde, bei dem man 
sich heute überwiegend darin einig ist, daß er ein Produkt richterlicher 
Rechtsfortbildung darstellt11, bedarf  es einer Erörterung der Vorausset-
zungen, Maßstäbe und Grenzen der richterlichen Rechtsfortbildung, die 
in Teil I erfolgt. 

Daran schließt sich in Teil I I eine Darstellung der Rechtsprechung 
und ein Überblick über die Stellungnahme der Literatur an. 

In Teil I I I w i rd schließlich die grundsätzliche Auseinandersetzung mit 
der Dr i t twi rkung von Haftungsausschlüssen, bzw. Haftungsbeschrän-
kungen, Verjährungseinreden und eventueller weiterer derartiger „Ab-
wehrrechte" vorgenommen. 

9 Vgl. die Darstel lung unten in §§ 7 bis 9. 
1 0 Vgl. den Überblick unten in §§ 10 bis 12. 
1 1 Vgl. unten § 16 D V. 



T e i l I 

Richterliche Rechtsfortbildung 

Die grundsätzliche Auseinandersetzung mit dem Komplex der rich-
terlichen Rechtsfortbildung ist nicht primäres Ziel dieser Arbeit, so daß 
sich die nachfolgenden Ausführungen auf die maßgeblichen Gesichts-
punkte beschränken müssen, weshalb, auch in Anbetracht der beinahe 
unübersehbaren Literatur zu diesem Thema1, nur beschränkte Verweise 
erfolgen können2. 

Bei der Darstellung der richterlichen Rechtsfortbildung ist vor der 
Aufzeichnung ihrer Methodik (dazu unten § 5) zunächst die Stellung der 
Judikative in unserer Rechtsordnung zu bestimmen (dazu unten § 1), 
die Systematik der Rechtsanwendung durch diese darzulegen (dazu un-
ten § 2), die Definition der richterlichen Rechtsfortbildung vorzunehmen 
(dazu unten § 3), sowie deren Legitimation zu erörtern (dazu unten § 4). 

§ 1. Prinzip der Gewaltenteilung 

In Art . 20 Abs. 2 GG wurde der Grundsatz der Gewaltenteilung, „ein 
tragendes Organisationsprinzip des Grundgesetzes"1 festgelegt. Es kann 
zwar nicht Aufgabe dieser Arbeit sein, dessen Problematik näher zu er-
örtern, doch erscheint zum Gesamtverständnis der richterlichen Rechts-
fortbildung ein kurzer Abriß unerläßlich2. 

Das Prinzip der Gewaltenteilung basiert auf der Idee der „Abwehr 
des Mißbrauchs staatlicher Gewalt durch deren Teilung3". Dieses Ziel 

1 Bereits im „Spezialschrifttum" k l ingt hier eine leichte Resignation durch 
(vgl. das Vorwort von Ipsen). 

2 Zur weiterführenden Li teratur vgl. neben den im Text Aufgeführten  die 
in den Literaturverzeichnissen von Canaris, S. 204 ff.;  Esser, Methoden der 
Rechtswissenschaft, Tei l I , S. 36 f.; Fikentscher, Methoden des Rechts, Bd. V, 
S. 67 ff.;  Larenz, Methodenlehre, S. 1 ff.  und Meier-Hayoz Ar t . 1 Rdnr. 16 Ge-
nannten. 

1 BVerfGE 3, 225 (247) = NJW 1954, 65 = JZ 1954, 32 = MDR 1954, 87 = 
DÖV 1954,117. 

2 Vgl. näher hierzu Herzog in Maunz / Dürig, Ar t . 20 Anm. V, sowie die 
Li teratur der diesen Ausführungen vorangestellten Bibliographie. 

3 Herzog Rdnr. 3. 

2* 


